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Α. Einleitung und Gang der Untersuchung 

I. Einführung 

In juristischen Stellungnahmen, gleich ob es sich um Literaturstimmen 
oder Gerichtsentscheidungen handelt, taucht der Begri f f  der Zumutbarkeit als 
Rechts- und Beurteilungsmaßstab immer wieder auf. In einzelnen Rechtsbe-
reichen zieht sich der Zumutbarkeitsgedanke wie ein roter Faden durch Ge-
setze und Kommentare. Generell ist die Zumutbarkeit bei der Gesetzesaus-
legung und bei der richterrechtlichen Gesetzesergänzung ein gerne gebrauch-
ter Topos juristischer Argumentation. 

Dabei ist jedoch auffallend,  daß über Inhalt und Bedeutung des Zumutbar-
keitsgedankens keine Einigkeit herrscht. Deshalb gibt es zahlreiche Stimmen, 
die - wie noch zu zeigen sein wird - der Zumutbarkeit jeden begriff l ich  fi-
xierten Bedeutungsgehalt absprechen und konsequenterweise auch die jur ist i-
sche Brauchbarkeit des Begriffes  „Zumutbarkeit" leugnen. Dennoch aber ist 
die Bedeutung dieses Rechtstopos im Ziv i l - , Straf-,  und Öffentlichen  Recht 
ungebrochen. 

Diese Arbeit befaßt sich mit dem Zumutbarkeitsmaßstab im Öffentlichen 
Recht. In diesem Rechtsgebiet mit seinen zahlreichen Abwägungssituationen 
scheint die Zumutbarkeit als Entscheidungskriterium auf besonders frucht-
baren Boden zu fallen, taucht sie doch insbesondere in der verfassungsge-
richtlichen Rechtsprechung als Konstante auf. Ausgangspunkt dieser Recht-
sprechung ist die Erkenntnis, daß der Staat seine Bürger mit Pflichten und 
Lasten nicht überfordern  darf,  daß er irgendwann einmal an eine Belastungs-
grenze stößt, deren Überschreitung dem Bürger schlechterdings nicht mehr 
zugemutet werden kann. In diesem Zusammenhang ist bislang noch nicht 
eingehend untersucht worden, ob und wie diese Belastungsgrenze in einem 
(vom Bundesverfassungsgericht  immer wieder zitierten) selbständigen verfas-
sungsrechtlichen „Grundsatz der Zumutbarkeit" gefunden werden kann. 

I I . Gang der Untersuchung 

Zunächst wi rd der Begri f f  der Zumutbarkeit als Rechtsbegriff  allgemein 
und unter Berücksichtigung des Zivilrechts beleuchtet. Insbesondere wird es 
dabei auch auf die bisher in die Diskussion geworfenen Systematisierungs-
versuche ankommen, um sich der „Zumutbarkeit" inhalt l ich zu nähern. A u f 
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diesem Wege wird es von Bedeutung sein zu ergründen, ob und auf welche 
Weise der Gesetzgeber sich dieses Begriffes  bedient, ob ein „System" da-
hinter steckt und ob sich dieses einfachgesetzliche System auch für das Ver-
fassungsrecht fruchtbar  machen läßt. 

Aufgrund dieser Überlegungen soll dann (unter C. und D.) versucht wer-
den, einen grundgesetzlichen, nicht (nur) dem einfachen Recht verhafteten 
Verfassungsgrundsatz  der Zumutbarkeit nachzuweisen, der sich von anderen 
Verfassungsmaßstäben, wie etwa dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, unter-
scheidet. Entscheidend wird es bei der Beurteilung dieser Frage auf die Aus-
wertung der zu diesem Problembereich ergangenen Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichtes ankommen. 

Gleichzeitig soll anhand einiger besonders zumutbarkeitsrelevanter Rechts-
fragen (unter C.II.3) versucht werden, den grundsätzlich einzelfallbezogenen 
Begri f f  der Zumutbarkeit zu abstrahieren und in typisierender Betrachtungs-
weise „generelle Unzumutbarkeiten" aufzuzeigen, die teilweise auch schon in 
Rechtsprechung und Literatur ihren Niederschlag gefunden haben. Ziel dieser 
Typisierung ist es, den Zumutbarkeitsgrundsatz so zu konturieren, daß Un-
zumutbarkeiten in gewissem Umfang auch ohne Rückgrif f  auf die Einzelfall-
entscheidung aufgezeigt werden können. Unter D. schließlich soll versucht 
werden, die Zumutbarkeit als selbständigen Verfassungsgrundsatz  auf eine 
tragfähige Verfassungsgrundlage  zu stellen. 



Β. Der Begriff  der Zumutbarkeit 

I. Der Allgemeinbegriff 

Zunächst ist es ratsam, sich über die phi lologische Bedeutung des Begri f -
fes „Zumutbarke i t " al lgemein Klarhei t zu verschaffen.  Der Begr i f f  „zumuten" 
und die daraus entwickelten1 Substantive „Zumutung" und „Zumutbarke i t " 
leiten sich ab aus dem gemein-germanischen Wor t „ M u t " (mittelhochdeutsch: 
muot; englisch: mood) 2 in der Bedeutung „Abs ich t " 3 . Ursprüngl ich bezeich-
nete das Wor t „ M u t " triebhafte, unter Umständen wechselnde Gemütszustän-
de; das zugehörige Verb „mu ten" ( in seiner ältesten Bedeutung) würden w i r 
heute m i t „nach etwas trachten, heft ig verlangen, jemandem etwas ansinnen" 
übersetzen4. 

Charakteristisch für das mittelhochdeutsche Wortverständnis sind Wendun-
gen wie „eines dinges zuo einem muoten"5 für das heutige „etwas von einem 
verlangen". Luther hat „zumuten" in diesem Sinne (allerdings in der gleich-
bedeutenden Abwand lung „anmuten" 6 ) gebraucht, wenn er sagte: „d ie dürffen 
uns an muten, das w i r unser lere solten widerruf fen" 7 . Selbst noch bei T ieck 
konnte man 1832 lesen: „ W e r sich dafür interessiert, dem w i rd angemutet, 
daß er alles von Anbeginn lesen sol l . "8 

Konnte man „anmuten, zumuten" in älterer Zei t al lgemein von jedem Ver-
langen sagen, das sich an einen anderen richtete, so ist seit dem 17. Jahrhun-
dert eine Bedeutungsverschiebung zu beobachten. Das Verlangen an den an-
deren wurde zunehmend nicht mehr neutral betrachtet, sondern bereits in 
einer bestimmten Richtung bewertet, so daß sich der Anwendungsbereich des 
Wortes i m Laufe der Zeiten deutl ich verengte: Das Verlangen an den anderen 
ist nunmehr ein Ansinnen, das fügl ich nicht verlangt werden darf  oder soll. 

1 Jakob  und Wilhelm  Grimm,  Deutsches Wörterbuch, Bd. 32, S. 545. 
2 Kluge,  Etymologisches Wörterbuch der deutschen Sprache, unter „zumuten"; Heyse, 

Handwörterbuch der deutsche Sprache, Bd. I I I (Stehen - Z ) , unter „zumuten". 
3 Kluge,  a.a.O.; Duden, Herkunftswörterbuch  der deutschen Sprache, unter „Mut". 
4 Duden, a.a.O. 
5 Zitiert nach Heyse,  a.a.O. 
6 Trübners Deutsches Wörterbuch, S. 480; Heyse,  a.a.O. 
7 Luther,  Werke IV, 225, 38 Clemen; zit. nach Trübners Deutsches Wörterbuch, a.a.O. 
8 Tieck,,  Novellenkranz 4 (1832), S. 304; zit. nach Trübners Deutsches Wörterbuch, 

a.a.O. 


